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S A T Z U N G  
der  O r t s g e m e i n d e  Waldrach  übe r  d i e  Benu tzung  de r  geme ind l i chen  Feld.  u n d  Waldwege. 

Aufgrund des 5 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) vom 14.12.1973 (GVBI. 5. 419) hat der Gemeinderat 
Waldrach in seiner Sitzung am 27.4.1976 folgende Satzung beschlossen. die hiermit erlassen wird: 

5 1 
Gel tungsbere ich  

D ie  Vorschriften dieser Satzung gelten für die i n  der Verwaltung der Ortsgemeinde stehenden Feld- und Waldwege, sowett es sich 
nicht um öffentlich-rechtliche Wege i m  Sinne des Landesstraßengesetzes handelt. 

5 2 
Bes tandte i l  der  Wege 

Zu den Wegen gehören: 
1. der Weg>körper, das sind insbesondere Wegegrund, Wegeunterbau, Wegedecke, Brücken, Durchlässe. Dämme. Gräben, Ent. 

wässerungsanlagen, Boschungen, Stützmauern, Seitenstreifen, 
2. Der Luf t raum über dem Wegekörper und 
3. der Bewuchs 

5 3 
Bere i ts te l lung  

,,... Oie Or tqeme~nde erstattet d ie Benutzung der in 5 1 aufgeführten Wege nach Maßgabe dieser Satzung 
i 6 4 

2 T 

Z w e c k b e s t i m m u n g  
(1) Die Wege dienen ausschließlich der Bewirtschaftung der land- und forstwirtschaftlich genutzten Grundstücke. I m  übrigen ist 

die Benutzung als Fußweg zulässig. soweit sich aus sonstigen Vorschriften keine Beschränkungen ergeben. 
(2) Die Benutzung von Wegen zu  anderen Zwecken, insbesondere um zu Wochenendhäusern, Jagdhütten, zu gewerblich ge- 

nutzten Kiesgruben. Sandgruben und Steinbrüchen u.ä. Bauvorhaben zu gelangen. ist mi t  Erlaubnis der Ortsgemeinde 
auf eigeneGefahr zulässig. 

S C. > ., 
Vorübergehende Benutzungsbeschrankung 

Zur Verhütung von Schäden an den Wegen. insbesondere nach starken Regenfällen. bei Frostschäden und Sei Gefahrdung der 
Sicherheit des Verkehrs durch den Zustand des Weges, kann die Benutzung der betreffenden Wege vonibergehend ganz oder teil. 
weise durch die Ortsgemeinde beschänkt werden. Die Benutzungsbeschränkung ist öffentl ich bekanntzumachen und durch Auf-  
stellung von Hinweisschildern an den Anfangspunkten der Wege kenntlich zu machen. 

5 6 
U n e r l a u b t e  B e n u t z u n g  der F e l d -  U. Wa ldwege  

(1) Es ist unzulässig 
1. die Wege zu  befahren. wenn dies insbesondere aufgrund jahreszeitlich bedingten Zustandes zu erheblichen Beschjdigun- 

gen führt oder führen kann 
2. Fahrzeuge. Geräte und Maschinen so zu benutzen oder zu transportieren, da8 Wege beschädigt werden 
3. beim Einsatz von Geräten und Maschinen. insbesondere beim Wenden. Wege einschließlich ihrer Befestigungen. Seiten- 

gräben. Querrinnen und sonstigem Zubehär zu beschädigen oder den Randstreifen abzugraben 
4. Fahrzeuge und Geräte auf den Wegen von Ackerboden zu befreienund diese auf den Wegen liegenzulassen 
5. Fahrzeuge, Geräte oder Maschinen auf den Wegen so abzustellen oder Dünger und Erde so zu lagern. da8 andere ße- 

nutzer aefährdet oder mehr als zumutbar behindert werden 
6. auf dieiVege Flüssigkeiten oder Stoffe abzuleiten, durchdie der WegekOrper beschädigt werden kann. 
7. die Entwässerung zu beeinträchtigen 
8. auf den Wegen Holz oder andere Gegenstände zu schleifen 
9. auf den Wegen Holz, Pflanzenraste i ind Abfälle zu verbrennen 

10. die Wege m i t  Raupen- oder Kettenfahrzeugen zu befahren 
(2) Weitere sich aus anderen Vorschriften ergebende Verbote und Einschränkungen bleiben unberiihrt. 

5 7 
P f l i ch ten  der Benu tze r  

(1) Die Benutzer haben Schäden an Wegen der Ortsgemeinde oder der Verbandsgemeindevewaltung unverzuglich mitzuteilen. 
(2) Wer einen Weg verunreinigt, hat die Verunreinigung ohne Aufforderung unverzüglich zu beseitigen; anderenfalls kann die 

Ortsgerneinde die Verunreinigung auf Kosten des Verursachers beseitigen. Wer einen Weg beschadig:. hat der Ortsgemeinde 
die ihr für die Beseitigung des Schadens entstehenden Kosten zu erstatten. Die Ortsgemeinde kann dem Schadiger unter 
Festsetzung einer Frist die Beseitigung des Schadens überlassen. 

(3) Dünger, Erde und sonstige Materialien, die auf Grund der Geländebeschaffenheit vorubergehend auf dem Weg abgelagert 
werden. sind unverzüglich zu entfernen. 5 6 Abs. 1 Nr. 5 bleibt unberührt. 

4 R 
P f l i c h t e n  d e r ~ n g r e n z e r  

Eigentumer und Besitzer der an die Wege angrenzenden Grundstücke haben dafür zu sorgen. da8 durch Bewuchs. insbesondere 
Hecken. Sträucher. Baume und Unkraut. die Benutzung und der Bestand der Wege nicht beeinträchtigt werden. Bodenmaterial. 
Pflanzen oder Pflanzenteile und sonstioe Abfälle. die von den anorenzenden Grundstucken auf den W w  oelanoen. sind vom Eioen- ~-~ - -  < ~ . ~  

tumer und Besitzer zu beseitigen. 
5 3 

A h n d u n g  be l  Vers!Oßen u n d  Zwangsmaßnahmen  
(1)  Wer vorsatzltch oder fahrlassig gegen die 5 5  4. 5 .  6. 7 Abi .  2 und 5 8 dieser Satzung oder eine aufgrund der Satzung ergan- 

gene vollzi?hbare Anordnung verstoRt. handelt ordnungswidrig i m  Sinne des 5 23 Abs. 5 GemO. Eine Ordnungsw~drigkei: 
kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000 D M  geahndet werden. Das Bundesgesetz über Ordnungswidrigkeiten vom 24.5.1368 
(BGBL. I. 5. 481) i n  der jeweils gultigen Fassung findet Anwendung. 

(2) Cle Anwendung von Zwangsmittein richtet Sich nach den Vorschriften des Verwaitungsvollstreckungsgesetzes fur Rhein- 
iand-Pfalz. 
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5 10 
. . Fqr tgekung v o n  Festsetzungen i n  FIurbereinigungsplän<n".'-----'-'--'-.-..-.-.---..-- 

Fcstsetz.ungen i n  ~lurbereini~ungs~länen, die Wege l m  Sinne dieser Satzung betreffen, geitetials Bestandteil dieser Satzung.Wdlter!:r.. 
Sie können nach Abschiuß des Flurbereinlgungsverfahrens nur mit Genehmigung der kommunalen Aufsichtsbehördedurch Sat- -.-. -. 
zung geändert oder aufgehoben werden. 

5 1 1  
lnkra f t t re ten . .. 

Diese Satzung tr i t t  am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. . . ., :. . . .  . i I 

Waidrach. den 14. Mai 1976 . . . . .. . .  . . . ,  , . . ,  * 
Ortrlemeinde Waldrach 
B a  I e 5, Ortsburgermeister 

. . 
. .. 



Satzung 
der Ortsgemeinde Waldrach 

über die Erhebung von Hundesteuer 
vom 

26.06.2001 

Der Gemeinderat Waldrach hat am 18.12.2000 auf Grund des 5 24 der Gemeindeordnung 
(GemO) vom 31. Januar 1994 (GVB1. S. 153, zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 06.07.1998 (GVBI. S. 171) in Verbindung mit Artikel 1 Abs.1 des Landesgesetzes zur 
Erhebung von Vergnügungssteuer und Hundesteuer vom 02.03.1993 (GVBI. S. 139) und des 
5 5 Abs.2 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) vom 20.06.1995 (GVBI. S. 175) in jeweils 
geltender Fassung, folgende Satzung beschlossen, die hiermit bekanntgemacht wird. 

/c= 

§ 1 
Steuergegenstand 

Entstehung der Steuer 

(1) Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden sowie von Kampfhunden im 
Gemeindegebiet. 

(2) Für das Halten von Kampfhunden wird ein erhöhter Hundesteuersatz erhoben. 
(3) Kampfhunde sind solche Hunde, die aufgrund ihres Verhaltens die Annahme 

rechtfertigen, dass durch sie eine Gefahr für Leben und Gesundheit von Menschen und 
Tieren besteht. Kampfhunde im Sinne dieser Vorschrift sind insbesondere 

Bulltemer, Pit Bull Terrier, American Staffordshire Terrier, Bullmastiff, 
Mastino Napolitano, Fila Brasileiro, Bordeaux-Dogge, Mastino Espanol, 
Staffordshire Bulltemer, Dogo Argentino, Römischer Kampfhund, Chinesicher 
Kampfhund, BandogIBulldog und Tosa Inu. 
Ebenfalls als Kampfhunde bezeichnet man, Kreuzungen untereinander, oder mit 
anderen Hunden. 

(4) Die Steuer entsteht mit Beginn des Jahres, für das die Steuer festzusetzen ist. 

§ 2 
Steuerschuldner, Haftung 

(1) Steuerschuldner ist der Halter des Hundes sowie Kampfhundes. Hundehalter ist, wer in 
der Gemeinde seinen Hauptwohnsitz hat und einen Hund in seinen Haushalt oder Betrieb 
aufgenommen hat. Als Hundelialter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung 
genommen hat oder auf Probe oder zum Anlernen halt. Die Steuerpflicht tritt in den 
Fällen des Satzes 3 erst ein, sobald die Pflege, V e n v a h n g  oder die Haltung auf Probe 
oder zum Anlernen den Zeitrauni von zwei Monaten überschreitet. 

(2) Alle in einem Haushalt oder in einen Betrieb aufgenommenen Hunde gelten als 
gemeinsam gehalten. Halten mehrere Personen gemeinsam einen oder mehrere Hunde, 
so sind sie Gesamtscliuldner. 



(3) Der Eigentümer des Hundes haftet für die Steuer, wenn er nicht der Halter des Hundes ist. 
6 3 

Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 

1. Diensthunden, deren Unterhalt überwiegend aus öffentlichen Mitteln bestritten wird, 
insbesondere Diensthunde der Polizei, des Zolls, der Bundeswehr und der 
Forstwirtschaft, 

2. Hunden, die für Blinde, Gehörlose oder völlig Hilflose unentbehrlich sind, wobei die 
Steuerbefreiung von der Vorlage entsprechender Nachweise abhängig gemacht 
werden kann, 

3. Hunden, die zur Bewachung von Herden notwendig sind, 
4. Hunden, die von wissenschaftlichen Einrichtungen ausschließlich zu 

wissenschaftlichen Zwecken gehalten werden, 
5. Hunden, die aus Gründen des Tierschutzes vorübergehend in Tierasylen oder 

ähnlichen Einrichtungen untergebracht sind, 
6 .  Sanitäts- oder Rettungshunden, die von anerkannten Sanitäts- oder 

Zivilschutzeinrichtungen gehalten oder ihnen uneingeschränkt zur Verfügung gestellt ( f 

werden, 
7. Abgerichteten Hunden, die von Artisten oder Schaustellern für ihre Berufsarbeit 

benötigt werden, 
8. Jagdhunden von Jagdausübungsberechtigten und bestätigten Jagdaufsehern, sofern 

diese Inhaber eines Jagdscheines sind, jedoch höchstens für zwei Hunde. 

Für Kampfhunde wird keine Steuerbefreiung gewährt. 

(1) Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die Hälfte zu ermäßigen für das 
Halten von 
1. Hunden, die zur Bewachung von Gebäuden, welche von dem nächsten bewohnten 

Gebäude mehr als 200 m entfernt liegen, erforderlich sind, jedoch für höchstens 
zwei Hunde, t 

2. Hunden, die an Bord von ins Schiffsregister eingetragenen Binnenschiffen 
gehalten werden, 

3. Melde- oder Schutzhunden. 
(2) Personen, die gewerbsmäßig mit Hunden handeln, haben zwei Hunde zu versteuern. 

Für weitere Hunde, die weniger als sechs Monate im Besitz sind, braucht keine Steuer 
entrichtet zu werden. 

(3) Für Kampfhunde wird keine Steuerermäßigung gewährt. 

§ s 
Beginn und Ende der Steuerpflicht 

( I )  Die Steuerpflicht beginnt mit Anfang des auf die Aufnahme eines Hundes in einen 
Haushalt oder Betrieb folgenden Monats, frühestens mit dem Monat, in dem er drei 
Monate alt wird. 

(2) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Hund abgeschafft 
wird, abhanden kommt oder 75-+t. Kann der genaue Zeitpunkt nicht nachgewiesen 
werden, endet die Steuerpflicht i ~ ~ i r  Ablauf des Monats der Abmeldung. 



(3) Bei Wohnortwechsel eines Hundehalters beginnt und endet die Steuerpflicht 
entsprechend den Absätzen 1 und 2. 

§ 6 
Zwingersteuer 

(1) Von Hundezüchtern, die mindestens zwei rasenreine Hunde der gleichen Rasse im 
nichtfähigen Alter, darunter eine Hündin, zu Zuchtnvecken halten, wird die Steuer für 
Hunde dieser Rasse in der Form der Zwingersteuer erhoben, wenn der Zwinger und die 
Zuchttiere in ein von einer anerkannten Hundezuchtvereinigung geführtes Zucht- oder 
Stammbuch eingetragen sind und innerhalb von zwei Jahren mindestens ein Wurf erfolgt. 

(2) Die Zwingersteuer beträgt für jeden Hund, der ZLI Zuchtzwecken gehalten wird, die Hälfte 
des Steuersatzes nach 3 8, jedoch für einen Zwinger nicht mehr als das Zweifache der 
Steuer für den ersten Hund. Das halten selbstgezogener Hunde ist steuerfrei, solange sie 
sich im Zwinger befinden und nicht älter als sechs Monate sind. 

(3) Zwingersteuer entfallt für Kampfhunde. 

§ 7 
Allgemeine Bestimmungen für die Steuerbefreiung und die Steuerermänigung 

( I )  Die Steuervergünstigung (Steuerbefreiung und Steuerermäßigung) wird wirksam mit 
beginn des auf die Antragstellung folgenden Monats. 

(2) Steuerfreiheit oder Steuerermäßigung wird nur gewährt, wenn 
I. die Hunde für den angegebenen Venvendungszweck geeignet sind, 
2. der Halter der Hunde in den letzten fünf Jahren nicht wegen eines Vergehens gegen 

tierschutzrechtliche Bestimmungen bestraft ist, 
3. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes entsprechende Unter- 

kunftsräume vorhanden sind, 
4. in den Fällen des § 3 Nm.3,5,7 und 8 sowie Nr.3 ordnungsgemäß Bücher über den 

Bestand, den Erwerb, die Veräußerung und Abgänge der Hunde geführt und auf 
Verlangen vorgelegt werden. 

§ 8 
Steuersatz 

(1) Der Steuersatz pro Hund oder Karnphund wird jährlich in der Haushaltssatmng 
festgesetzt. 

(2) Beginnt oder endet die Steuerpflicht im Laufe eines Jahres, so ist die Steuer auf den der 
Dauer der Steuerpflicht entsprechenden Teilbetrag festzusetzen. 

§ 9 
Fälligkeit 

( I )  Die Steuerschuld wird für das Jahr des Beginns der Steuerpflicht einen Monat nach 
Bekanntgabe im Abgabenbescheid, für die Folgejahre jeweils am 15.2., 15.5., 15.8., und 
15.11. fällig. 

(2) Für diejenigen Steuerschuldner, die für das Kalenderjahr die gleiche Hundesteuer wie im 
Vorjahr zu entrichten haben, kann die Hundesteuer durch öffentliche Bekanntmachung 
festgesetzt \v.erden. Für die Steuerschuldner treten zwei Wochen nach dem Tag der 
öffentlichen Bekanntmachung die gleichen Rechtswirkungen ein, wie wenn ihnen an 
diesen1 Tag ein schriftlicher Steuerbescheid zugegangen wäre. 



§ 10 
Anzeigepflicht 

(I) Wer einen Hund halt ( 5  2 Abs.l), hat ihn binnen 14 Tagen nach Beginn der Haltung bei 
der Gemeinde anzumelden. 
Neugeborene Hunde gelten mit Ablauf des dritten Monats nach der Geburt als 
angeschafft. 

(2) Der bisherige Halter eines Hundes hat den Hund, der abgeschafft wurde, abhanden 
gekommen oder eingegangen ist oder mit dem er wegzieht, innerhalb von 14 Tagen 
abzumelden. Im Falle der Veräußemng des Hundes sind bei der Abmeldung Name und 
Wohnung des Erwerbers anzugeben. 

(3) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerermäßigung oder Steuerfreiheit fort oder 
ergeben sich sonstige Änderungen in der Hundehaltung, so hat der Hundehalter dies 
Binnen 14 Tagen anzuzeigen. 

(4) Die Gemeinde kam in Abständen von mindestens einem Jahr im Gemeindegebiet 
..' , .. Hundebestandsaufnahmen durchführen. Dabei können folgende Daten erhoben werden: e 

1. Name und Anschrift des Hundehalters, 
2. Anzahl der gehaltenen Hunde 
3. Rasse, Alter und Geschlecht des(r) Hunde(s) sowie 
4. Zeitpunkt der Anschaffung des(r) Hunde(s). 

§ 11 
Versteigerung 

Hunde, für die vom Halter die Steuer nicht beigetrieben werden kann, können eingezogen 
oder versteigert werden. Ein Überschuss des Versteigemngserlöses über die Steuerschuld und 
die Kosten des Verfahrens wird dem Hundehalter ausgezahlt. Bleibt die Versteigerung 
erfolglos, so kann die Gemeinde über den Hund nach freiem Ermessen verfügen. 

§ 12 
Ordnungswidrigkeiten 

Verstöße gegen die Anzeigepflicht nach 4 10 Abs.1 bis 3 und die Auskunftspflicht nach 4 10 
Abs. 4 sind Ordnungswidrigkeiten nach S 24 Abs.5 der Gemeindeordnung. 

Diese Satzung tritt am 01.01.2001 in KraR, gleichzeitig tritt die bisherige Hundesteuersatzung 
außer Kraft. 

Ausgabe-Nr.: 2612001 



* J  S A T Z U N G  

der Ortsgemeinde W a 1 d r a C h über das Besondere Vor- 
kaufsrecht nach § 25 Abc. 1 Nr. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 

Der Gemeinderat W a 1 d r a C h hat auP Grund des § 24 der 
Gemeindeordnung fUr Rheinland-Pfalz (GemO) vom 14. Dezember 1973 
(GVB1. S.419) -BS 2020-1 in der zur Zeit geltenden Fassung 
und des 5 25 Abs.1 Nr.2 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 
8. Dezember 1986 (BGB1. I S. 2253) am 24. November 1989 
folgende Satzung beschlossen, die nach Bestätigung durch 
die Kreisverwaltung Trier-Saarburg vom 27. November 1989 
hiermit bekanntgemacht wird. 

Zur Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung 
in der Ortslage Waldrach steht der Ortsgemeinde Waldrach in 
dem durch § 2 bezeichneten Gebiet ein besonderes Vorkaufs- 
recht nach § 25 Abs.1 Nr.2 BauGB an bebauten und unbebauten 
Grundstticken zu. 

(1) Der Geltungsbereich dieser Satzung erstreckt sich auf das 
Gebiet "Ruwergasse - Bahnhofstraße - Platz der Deutschen 
Weinkönigin", für das der Ortsgemeinderat Waldrach am 
14. November 1989 gemäß § 2 Abs.1 BauGB die Aufstellung 
eines Bebauungsplanes beschlossen hat. 

(2) Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereiches ist in den 
Karten der Gemarkung Waldrach 

1. der Flurkarte Flur 25 im MaBstab 1 : 625 
2. der Flurkarte 27 im Maßstab 1 : 625 
3. der Rahmenkarte ( FX ) 5312'B im Maßstab 1 :I000 

durch farbliche (rote) Umrandung gekennzeichnet. 

Diese Karten sind Bestandteil der Satzung 

Diese Satzung tritt mit dem Tage ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung 

,Gemäß den § §  25 Abs.1 Satz 2 und 5 16 Abs.2 BauGB in Verbindung 
mit § 12 BauGB wird die Satzung ortsUblich bekanntgemacht. 
Die Satzung liegt vom Tage der Bekanntmachung dieser Satzung 
an während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht bereit. 



Die Einsichtnahme erfolgt in dem Gebäude der Verbandsgemeinde- 
verwaltung Ruwer, in 5500 Trier, Rheinstraße 44, Zimmer 34. 
Zusätzlich ist eine Einsichtnahme während der Sprechstunden 
des Ortsbtirgermeisters möglich. 

Nach 5 215 Abs.2 BauGB wird daraufhingewiesen, da5 eine 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften des BauGB beim 
Zustandekommen der vorstehenden Satzung unbeachtlich ist, wenn 
sie nicht schriftlich unter Bezeichnung der Verletzung inner- 
halb eines Jahres seit Inkrafttreten der Satzung gegenilber der 
Ortsgemeinde Waldrach geltend gemacht worden ist. 
Dies gilt nicht, wenn die Voraussetzungen des § 214 Abs.1 
Nr.3 BauGB vorliegen. 

Dartiberhinaus wird nach 5 24 Abs.6 Satz 2 der Gemeinde- 
ordnung (GemO) darauf hingewiesen, da5 eine Verletzung der 
Bestimmungen Uber 

( 1. Ausschlie5ungsgrtinde (5 22 Abs.1 der Gemeindeordnung) und 
2. die Einberufung und die Tagesordnung von Sitzungen des 

Gemeinderates (5 34 der Gemeindeordnung) 
unbeachtlich ist, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach 
der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung schriftlich 
unter Bezeichnung der Tatsachen, die eine solche Rechts- 
verletzung begründen können, gegenaber der Gemeindever- 
,waltung geltend gemacht worden ist. 

Waldrach, den 28..11.1989 -. 
,einde h)., Ortsgemeinde Waldrach 



Satzung 
über den Schutz von Bäumen der Gemeinde Waldrach 

vom 16.04.1996 

Der Gemeinderat hat auf Grund des 5 24 der Gemeindeordnung (GemO) 
und des 5 20 Abc. 3 des Landespflegegesetzes (LPflG) die folgende 
Satzung beschlossen, die hiermit bekanntgemacht wird: 

Zweck dieser Satzung ist es, Bäume im Sinne von § 20 Abs. 1 LPflG 

1. zur Sicherstellung der Leistungsfähigkeit des Naturhaus- 
haltes, 

2. zur Belebung, Gliederung oder Pflege des Orts- und Land- 
schaftsbildes, 

3. zur Abwehr schädlicher Einwirkungen sowie 

4. zur Verbesserung des Klimas im Siedlungsbereich 

zu erhalten, zu pflegen und zu entwickeln. 

5 2 
Geltungsbereich 

(1) Diese Satzung gilt für wirtschaftlich nicht genutzte 
Bäume im gesamten Gemeindegebiet. 

(2) Diese Satzung gilt nicht für Wald im Sinne des Bundes- 
waldgesetzes und des Landesforstgesetzes für Rheinland- 
Pfalz. 

(3) Sonstige gesetzliche und in Verordnungen geregelte 
Schutzbestimmungen, insbesondere solche des Natur- 
schutzrechts, ,sowie Festsetzungen in Bebauungsplänen 
werden von dieser Satzung nicht berührt. 

§ 3 
Schutzgegenstand 

Diese Satzung gilt für 

a) Bäume mit einem Stammumfang von mindestens 150 cm und 
mehr, gemessen in einer Höhe von 100 cm über dem Erd- 
boden; liegt der Kronenansatz unter dieser Höhe, so ist 
der Stammumfang unmittelbar unter dem Kronenansatz maß- 
gebend, 

-2- 



b) mehrstämmige Bäume, wenn die Summe der Stammumfänge 
150 cm und mehr beträgt und mindestens 1 Stamm einen 
Mindestumfang von 60 cm aufweist, 

C) Ersatzpflanzungen nach 5 7 dieser Satzung 
unabhängig vom Stammumfang. 

5 4 
Verbotene Handlungen 

(1) Es ist verboten, geschützte Bäume zu entfernen, 
zu zerstören, zu beschädigen oder ihren Aufbau 
wesentlich zu verändern. Eine wesentliche Ver- 
änderung des Aufbaues liegt vor, wenn an geschützten 
Bäumen Eingriffe vorgenommen werden, die das 
charakteristische Aussehen erheblich verändern 
oder das weitere Wachstum beeinträchtigen können. 

(2) Verboten sind auch Maßnahmen und Handlungen im Wurzel-, 
Stamm- oder Kronenbereich geschützter Bäume, die zur 
Schädigung oder zum Absterben des Baumes führen können. 
Verboten ist insbesondere; 

a) den Wurzel- bzw. Kronenbereich mit einer wasserundurch- 
lässigen Decke (2.B. Asphalt, Beton, geschlossene 
Pflasterdecke) zu befestigen, 

b) Abgrabungen, Ausschachtungen (2.B. durch Ausheben von 
Gräben), Aufschüttungen oder Verdichtungen vorzu- 
nehmen, 

C) Salze, Säuren, Öle, Laugen oder Farben zu lagern, auszu- 
schütten oder auszugießen, 

d) Gase und addere schädliche Stoffe aus Leitungen freizu- 
setzen, 

e) Unkrautvernichtungsmittel (Herbizide), soweit sie nicht 
für die Anwendung unter Gehölzen zugelassen sind, auszu- 
bringen, 

f) Streusalze, soweit nicht durch die Vorschriften zur Auf- 
rechterhaltung der Verkehrssicherheit im Winter etwas 
anderes bestimmt ist, auszubringen, 

g) Gegenstände (2.B. Bänke, Schilder, Plakate) unsachge- 
mäß aufzustellen oder anzubringen. 



5 5 
Zulässige Handlungen 

(1) Als zulässige Handlungen erlaubt sind 

a) ordnungsgemäße Maßnahmen zur Erhaltung, Pflege und 
Entwicklung, 

b) Bau- und Unterhaltungsmaßnahmen am öffentlichen Ver- 
und Entsorgungsnetz sowie an Fahrbahnen und Banketten 
öffentlicher Straßen einschl. der Sicherung des Licht- 
raumprofils, wenn der Träger ausreichende Maßnahmen zur 
Erhaltung geschützter Bäume trifft, 

C) unaufschiebbare Maßnahmen zur Abwehr einer gegenwärtigen 
Gefahr für Personen oder Sachen von bedeutendem Wert. 

(2) Handlungen nach Absatz 1 Nr. b sind der Gemeinde recht- 
zeitig vor Beginn anzuzeigen. Handlungen nach Absatz 1 
Nr. C sind der Gemeinde unverzüglich anzuzeigen. 

5 6 
Ausnahmen und Befreiungen 

(1) Die Gemeinde kann im Einzelfall auf Antrag Ausnahmen 
und Befreiungen von den Vorschriften dieser Satzung er- 
teilen. Sie können mit Nebenbestimmungen versehen 
werden. Ausnahmen zu den Verboten des 5 4 sind zu er- 
teilen, wenn 

a) der Eigentümer oder Nutzungsberechtigte eines Grund- 
stückes aufgrund von Vorschriften des öffentlichen 
Rechts verpflichtet ist, geschützte Bäume zu entfernen 
oder ihren'~ufbau wesentlich zu verändern und er sich 
nicht in anderer zumutbarer Weise von dieser Verpflich- 
tung befreien kann, 

b) eine nach den baurechtlichen Vorschriften zulässige 
Nutzung sonst nicht oder nur unter wesentlichen Be- 
schränkungen verwirklicht werde kann, 

C) geschützte Bäume die Einwirkung von Licht und Sonne 
auf Fenster unzumutbar beeinträchtigen; eine unzumut- 
bare Beeinträchtigung liegt vor, wenn Fenster so be- 
schattet werden, daß dahinter liegende Wohnräume während 
des Tages nur mit künstlichem Licht benutzt werden 
können, sie aber ohne die Einwirkung der betroffenen 
Bäume im Rahmen der gewöhnlichen Zweckbestimmung ohne 
künstliches Licht nutzbar wären, 
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d) der geschützte Baum krank ist und die Erhaltung auch 
unter Berücksichtigung des öffentlichen Interesses mit 
zumutbarem Aufwand nicht möglich ist, 

e) von dem geschützten Baum Gefahren für Personen oder 
Sachen von bedeutendem Wert ausgehen und die Gefahren 
nicht auf andere Weise mit zumutbarem Aufwand beseitigt 
werden können, 

f) überwiegende, auf andere Weise nicht zu verwirklichende 
öffentliche Interessen es dringend erfordern. 

.. (2) Von den Verboten des 5 4 können im Einzelfall Be- 
freiungen erteilt werden, wenn das Verbot zu einer 
nicht beabsichtigten Härte führen würde und eine 

I Befreiung mit den öffentlichen Interessen vereinbar 
ist. Eine Befreiung kann auch aus Gründen des allge- 
meinen Wohls erfolgen. 

(3) Ausnahmen und Befreiungen werden von der Gemeinde auf 
schriftlichen Antrag erteilt. Die Erlaubnisvorausset- 
Zungen sind vom Antragsteller nachzuweisen. Dem Antrag 
ist ein Lageplan beizufügen. Im Lageplan sind die auf 
dem Grundstück vorhandenen geschützten Bäume mit ihrem 
Standort unter Angabe der Art, bei geschützten Bäumen 
auch unter Angabe des Stammumfanges und des Kronen- 
durchmessers einzutragen. Im Einzelfall kann die 
Gemeinde den Maßstab des Lageplanes bestimmen oder die 
Vorlage zusätzlicher Unterlagen anfordern. Die Gemeinde 
kann von der Vorlaae eines Laae~lanes absehen. wenn auf 
andere Weise die geschützten Bäkme, ihr standArt sowie 
die Art und bei geschützten Bäumen der Stammumfang und 
der ~ronendurchmesser ausreichend dargestellt werden 
(2.B. in Unterlagen zu einem Bauantrag). Besteht ein 
sachlicher ~ukammenhang zwischen einem Bauantrag und 
einem Ausnahme- bzw. Befreiungsantrag, so ist der 
Ausnahme- bzw. Befreiungsantrag zusammen mit dem Bauan- 
trag bei der Gemeinde einzureichen. 

(4) Die Entscheidung über den Ausnahme- bzw. Befreiungs- 
antrag wird schriftlich erteilt. Die Entscheidung er- 
geht unbeschadet privater Rechte Dritter und ist mit 
einer Ersatzpflanzung oder Ausgleichszahlung nach 5 7 
zu verbinden. Hiervon kann abgesehen werden, wenn die 
Erhaltung des Schutzzwecks nach 5 1 durch anderweitige 
Maßnahmen sichergestellt ist. 



5 7 
Ersatzpflanzungen, Ausgleichszahlungen 

(1) Wer geschützte Bäume entfernt, zerstort, beschädigt 
oder ihren Aufbau wesentlich verändert, hat die Schäden 
oder Veränderungen zu beseitigen oder zu mildern oder 
durch eine Ersatzpflanzung nach Abs. 2 auszugleichen, 
-wenn Schadensbeseitigungs- oder Schadensmilderungs- 
maßnahmen nicht möglich sind oder die Erhaltung der 
geschützten Bäume nicht vollständig sicherstellen 
würden. 

- .. (2) Ersatzpflanzungen sind mit wirtschaftlich nicht ge- 
nutzten Bäumen im Geltungsbereich dieser Satzung 
vorzunehmen. Als Ersatz für einen Baum ist ein Baum 
derselben Art oder einer im Sinne des Schutzzwecks 
(5 1) zumindest gleichwertigen Art mit einem Mindest- 
umfang von 20 cm, gemessen in 100 cm Höhe über dem 
Erdboden, zu pflanzen. Wächst die Ersatzpflanzung 
nicht an, so ist sie zu wiederholen. 

(3) Ist die Ersatzpflanzung ganz oder teilweise unmöglich, 
so ist eine Ausgleichszahlung an die Gemeinde zu 
leisten. Unmöglich ist eine Ersatzpflanzung, wenn ihr 
rechtliche oder tatsächliche Gründe (fachliche 
Gesichtspunkte eingeschlossen) entgegenstehen. Die 
Höhe der Ausgleichszahlung bemißt sich nach dem Wert 
des Baumes, mit dem ansonsten eine Ersatzpflanzung er- 
folgen müßte zuzüglich einer Pflanzkostenpauschale von 
30 % des Nettoerwerbspreises. Die Ausgleichszahlung 
ist zweckgebunden für Ersatzpflanzungen zu verwenden. 
Im Einzelfall kann die Ausgleichszahlung auch für baum- 
pflegerische und standortverbessernde Maßnahmen im 
Geltungsbereich der Satzung durch die Gemeinde oder für 
die Gewährung Gon diesbezüglichen Zuschüssen an Private 
verwandt werden. 

§ 8 
Anordnung von Maßnahmen 

(1) Die Gemeinde kann anordnen, daß der Eigentümer oder 
Nutzungsberechtigte eines Grundstückes bestimmte Maß- 
nahmen zur Erhaltung, Pflege und Entwicklung 
geschützter Bäume durchführt. 

(2) Die Gemeinde kann anordnen, daß der Eigentümer oder 
Nutzungsberechtigte die Durchführung bestimmter Er- 
haltungs-, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen an ge- 
schützten Bäumen durch die Gemeinde oder durch von 
ihr Beauftragte duldet. 
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§ 9 
Betreten von Grundstücken 

Die Beauftragten der Gemeinde sind berechtigt, zum Zwecke 
der Durchführung dieser Satzung Grundstücke zu betreten. 

5 10 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig gemäß 5 40 Abc. 1 Nr. 8 LPflG handelt, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 

1. den Verboten nach 5 4 ~ b s .  1 geschützte Bäume entfernt, 
zerstört, beschädigt oder ihren Aufbau wesentlich ver- 
ändert, 

2. den Verboten nach 5 4 Abc. 2 Maßnahmen und Handlungen 
im Wurzel-, Stamm- oder Kronenbereich geschützter Bäume 
vornimmt, die zur Schädigung oder zum Abstreben des 
Baumes führen können, insbesondere 

a) den Wurzel- bzw. Kronenbereich mit einer 
wasserundurchlässigen Decke befestigt, 

b) Abgrabungen, Ausschachtungen, Aufschüttungen oder 
Verdichtungen vornimmt, 

C) Salze, Säuren, Öle, Laugen oder Farben lagert, 
ausschüttet oder ausgießt, 

d) Gase oder andere schädliche Stoffe aus Leitungen 
freisetzt, 

e) ~nkrautv6rnichtungsmittel ausbringt, soweit sie nicht 
für die Anwendung unter Gehölzen zugelassen sind, 

f) Streusalze ausbringt, soweit nicht durch Vorschriften 
zur Aufrechterhaltung der Verkehrssicherheit im Winter 
etwas anderes bestimmt ist, oder 

g) Gegenstände unsachgemäß aufstellt oder anbringt. 

3. 5 8 vollziehbaren Anordnungen der Gemeinde zuwider- 
handelt. 



(2) Die genannten Ordnungswidrigkeiten können gemäß 
5 40 Abc. 2 LPflG mit einer Geldbuße bis zu 
100.000,-- DM geahndet werden. 

5 11 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen 

.C- 

Bekanntmachung in Kraft. 
, ,. 

Waldrach, den 'h, ,$ 9 6  




